
 
F.B. 
15. Januar 2003 
        
 
 
       Amt für Gemeinden  
       und Raumordnung 
       des Kantons Bern 
       Abt. Kantonsplanung 
       Nydegggasse 11/13 
       3011 Bern 
 
 
 
Stellungnahme zum Entwurf Sachplan Schiene/öV 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Innerhalb der Auflagefrist geben wir hiermit unsere Stellungnahme zum Konzeptteil des 
Sachplans Schiene/öV ab.  
 
Die Interessengemeinschaft öffentlicher Verkehr (IGöV), Sektion Bern, ist ein Verein mit 
Sitz in Bern. Wir setzen uns für einen leistungsfähigen, marktgerechten und kunden-
freundlichen öffentlichen Verkehr ein. Unser Tätigkeitsgebiet ist der Kanton Bern mit 
seinen angrenzenden Gebieten. Zu unsern Aufgaben gemäss den Statuten gehört auch 
die Ausarbeitung und Abgabe von Stellungnahmen. Somit sind wir – im Sinne des 
Mitwirkungsverfahrens - eine kantonale Körperschaft. 
 
Einleitung 
 
Der vorliegende Sachplan-Entwurf ist ein Führungs-, Planungs- und Informationsin-
strument des Bundes. Er ergänzt sich mit den kantonalen Richtplänen. Zudem gibt er 
im Bereich des öffentlichen Verkehrs Empfehlungen für den Regionalverkehr und den 
(kantonalen) Güterverkehr ab. Die IGöV Bern begrüsst grundsätzlich die Schaffung der 
Sachpläne Schiene/öV und Strasse als Koordinationsinstrumente für die genannten 
Bereiche. 
 
Da der Kanton nicht nur im eigenen Kompetenzbereich handelt, sondern im Rahmen 
des Informations- und Mitwirkungsverfahrens auch dem Bund Vorschläge unterbreiten 
kann, nehmen wir zum Sachplan aus Sicht einer im Kanton Bern tätigen Organisa-
tion Stellung. Wir beschränken uns jedoch auf Aspekte, welche hauptsächlich unsern 
Landesteil betreffen. Wir äussern uns nur zu denjenigen Kapiteln, wo der Kanton kurz- 
und mittelfristig Einfluss nehmen kann, sei dies durch seine Beteiligung an Mass-
nahmen oder durch politische Einflussnahme auf Bundesebene. 
 



Zu 3.1.2 Planung und Finanzierung des „Agglomerationsverkehrs“ 
 
In diesem Kapitel des Sachplans fehlen im Moment noch Informationen. Im Kapitel 2.3 
ist jedoch dargelegt, dass sich der Bund künftig stärker im Agglomerationsverkehr 
engagieren will. Die IGöV Bern ist erfreut, dass der Bund hier Handlungsbedarf 
erkennt. Über die Hälfte der Schweizer Bevölkerung wohnt bekanntlich in Agglomerati-
onen. Der Verkehr in den Städten und Agglomerationen bricht heute schon beinahe 
täglich zusammen oder staut sich, was zu unproduktiven Arbeitszeiten mit hohen 
volkswirtschaftlichen Kosten führt. Aus Platzmangel und andern Gründen sind „autoge-
rechte Städte“ nicht möglich und nur ein Ausbau des öffentlichen Verkehrs kann die 
ständig steigenden Mobilitätsbedürfnisse einigermassen befriedigen. Daher ist das 
finanzielle Engagement des Bundes im Regional- und Ortsverkehr unumgänglich. 
 
Nicht nur um ausreichende Verkehrskapazitäten bereitzustellen, sondern auch aus 
Gründen der Nachhaltigkeit empfiehlt die IGöV Bern insbesondere das Umstellen von 
stark frequentierten Buslinien auf Trambetrieb. Aus demselben Grund muss in allen 
Schweizer Städten das heute bestehende Trolleybus-Netz unbedingt erhalten, wenn 
nicht gar ausgebaut werden.Der Trolleybus ist im Vergleich zum Autobus wesentlich 
ökologischer und vor allem viel leiser, benötigt aber eine eigene Infrastruktur. Allenfalls 
wäre auch eine ausdrückliche Integration der Trolleybusse in den Sachplan Schiene/öV 
denkbar, denn sie sind bekanntlich gesetzlich als Eisenbahnfahrzeuge eingestuft. Ein 
finanzielles Engagement des Bundes drängt sich auch im Rahmen seiner Strategie 
„Nachhaltige Entwicklung 2002“ auf. 
 
Antrag: Der Kanton soll sich beim Bund dafür einsetzen, dass dieser sich am 
Ausbau des öffentlichen Verkehrs in den Agglomerationen finanziell beteiligt. 
Insbesondere sollte der Kanton beim Bund darauf hin wirken, dass die Umstel-
lung von stark frequentierten Buslinien auf Trambetrieb sowie das Erhalten und 
Erweitern von Trolleybus-Netzen aus Gründen der Nachhaltigkeit mit Bundesgel-
dern unterstützt wird. 
 
Zu 3.2.2. Personenverkehr, Fernverkehrskonzessionen 
 
Der Bund hat den SBB die bis 2007 gültigen Fernverkehrskonzessionen am 20.02.2000 
erteilt, die, mit einigen Ausnahmen, für den gesamten Fernverkehr der Schweiz Gültig-
keit haben. Die Konzession enthält u. a. eine Betriebspflicht, welche in drei Leistungs-
Kategorien eingeteilt ist. Die „schlechteste“ für den Kanton ist diejenige, nach der die 
SBB nur zu einem 2-Stundentakt von 07:00-22:00 Uhr verpflichtet werden und die 
Kantone sich finanziell beteiligen müssen, damit ein Stunden-Takt angeboten werden 
kann. Gemäss Abbildung 10 des Sachplans trifft dies auf die Strecke Bern-Konolfin-
gen-Langnau-Luzern zu. Dies ist für uns schwer verständlich. Die in diese Leistungs-
Kategorie eingeteilten vier schweizerischen Strecken gehören nämlich zur sogenannten 
„Minimalvariante mit einem schlanken Grundnetz“, also ausdrücklich zum schweizeri-
schen Verkehrs-Grundangebot. Daneben wurden noch Strecken mit geringerer 
Bedeutung in eine „Maximalvariante mit einem umfassenden Grundnetz“ eingeteilt. 
 
Für den öffentlichen Verkehr der betroffenen Kantone, also auch für den Kanton Bern, 
ist es aus finanzieller Sicht recht bedeutend, ob er zwecks Stundentakt-Angebot jeden 
zweiten Zug selbst finanzieren muss, oder nicht. Damit stehen weniger Mittel für ein 
attraktives öV-Angebot, beispielsweise im Regionalverkehr, zur Verfügung. Gerade die 
Linie Bern-Luzern durchs Entlebuch ist nicht bloss eine Verlängerung der S-Bahnen 
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Bern resp. Zentralschweiz, sondern hat, auch nach der Einführung der IC-Züge via 
Zofingen, mindestens interregionale Bedeutung. 
 
Antrag: Der Kanton Bern hat darauf hinzuwirken, dass bei der nächsten Konzes-
sionserteilung an die SBB für die Strecke Bern-Langnau (-Luzern) eine Betriebs-
pflicht im Stundentakt vereinbart wird. 
 
Zu 3.2.4 Bahn 2000 2. Etappe, Feststellungen 
 
Für den Kanton Bern haben die vorgeschlagenen „Basis-Angebote“ und „regionalen 
Optionen“ 
• Beschleunigung der Strecke Bern-Lausanne 
• Zufahrtstrecken zur NEAT (Bern-Thun) 
• Ausbau der S-Bahn Bern 
eine besondere Bedeutung. 
 
Antrag: Der Kanton Bern soll seine Interessen beim Ausbau des öV gegenüber 
dem Bund in diesen Bereichen gebührend vertreten. 
 
3.2.5 S-Bahnen, Rollmaterial 
 
Die S-Bahn Bern hat in den ersten Betriebsjahren bewiesen, dass das Angebot grund-
sätzlich einem Bedürfnis entspricht. Der Weiterausbau bis zum Dezember 2004 ist in 
die Wege geleitet. Im Sachplan heisst es „Ebenfalls weitgehend abgeschlossen ist die 
Bestimmung der Rollmaterialerfordernisse.“ Für die Benützer des öV hat die Aus-
gestaltung des Rollmaterials eine grosse Bedeutung. Im Vordergrund stehen bequeme, 
breite Einstiege (schneller Passagierwechsel, Rollstühle, Kinderwagen), bequeme 
Platzverhältnisse, üblicher Komfort (Belichtung, Belüftung, Klimatisierung) Informati-
onssysteme und Sicherheit (Übersichtlichkeit, Gegensprechanlagen, ev. Kameras). Es 
fällt auf, dass in den meisten Regionen nur noch klimatisiertes Rollmaterial beschafft 
wird (auch für den Regionalverkehr). Weil dies für Bern nicht zutrifft (NINA, Combino, 
neue Busse), droht Bern hier komfortmässig ins Hintertreffen zu geraten. 
 
Antrag: Das vom Kanton beschaffte Rollmaterial soll, neben den betrieblichen 
Anforderungen, auch den Bedürfnissen der Benützer des öV voll entsprechen. 
 
3.2.7 Anschluss der Schweiz an das europäische Hochgeschwindigkeits-Eisen-
bahnnetz (HGV-Anschlüsse) 
 
Am 5. November 1999 haben die Verkehrsminister der Schweiz und Frankreichs die 
Vereinbarung über die Hochgeschwindigkeitsverkehrs-Anschlüsse zwischen diesen 
beiden Ländern unterzeichnet. Ein beschlossener Massnahmenbereich ist die Zufahrt 
von Lausanne und Neuchâtel / Bern nach Dijon via Vallorbe/Pontarlier (Jurabogen). 
Einzige kurzfristige, für Bern positive Massnahme könne die „Verbesserung der Strom-
versorgung auf der Juranordrampe, möglicherweise Einsatz von Neigezügen“ sein. Eine 
zu einem späteren Zeitpunkt denkbare Massnahme seien „punktuelle Verbesserungen 
der Strecke Dôle-Lausanne / Bern“. 
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In einer Publikation des Bundesamtes für Verkehr (Swiss Traffic 27) werden die mit 
Deutschland und Frankreich vereinbarten Ziele der kürzesten Reisezeiten zusammen-
gestellt. Für Bern ergeben sich für die Relation Paris, im Vergleich zu Lausanne und 
Basel wesentlich schlechtere Werte: 



 
 heute HGV-Anschluss Vereinbartes Ziel 
Lausanne-Paris 3:45 3.30 3:15 / 3:00 
Basel-Paris 3:30 3:00 3:30 / 2: 50 / 2:30 
Bern-Paris 4:45 4:10 3:45 / 3:30 
 
Die aufgeführten Verbindungen nach Deutschland und Frankreich ergeben im Durch-
schnitt folgende Werte, wiederum gegenübergestellt zur Relation Bern-Paris: 
 
 heute HGV-Anschluss Vereinbartes Ziel 
Durchschnitt 3:28 3:04 2:41 
Bern-Paris 4:45 4:10 3:45 / 3:30 
Für Bern längere 
Reisezeit 

 
+ 37% 

 
+ 36% 

 
+ 35 % 

 
Wir erachten es als unzumutbar, dass die Landeshauptstadt auch in Zukunft die längste 
Reisezeit nach Paris und zugleich die längste Reisezeit aller Referenz-Städteverbin-
dungen aufweisen soll.  
 
Als Antwort auf die Interpellation H. R. Wyss (FDP) vom 09.09.1993 hatte der Regie-
rungsrat am 08.12.1993 geschrieben: 
 
„Die Einbindung des Kantons Bern in das europäische Hochleistungsnetz der Eisen-
bahnen ist für den Regierungsrat ein prioritäres verkehrspolitisches Ziel. In seinem 
Bericht über Strategien und Massnahmen zur Stärkung der bernischen Wirtschaftskraft 
… hat er sich deshalb für eine rasche Realisierung der Pendolino-Verbindung Milano-
Bern-Basel und für die weitere Verbesserung der TGV-Verbindungen nach Paris aus-
gesprochen. … Die Interessen des Kantons Bern an einer möglichst attraktiven TGV-
Verbindung nach Paris werden durch direkte Kontakte mit den SBB bzw. der neu 
gegründeten TGV-Gesellschaft wahrgenommen.“ 
 
1997 war man mit dem Morgen-TGV schon um 11:32 Uhr in Paris, bei einer Fahrzeit  
von 4:36. Heute ist die Fahrzeit nicht kürzer, sondern länger geworden und die 
Ankunftszeit liegt – ungünstigerweise – zwei Stunden später!  
 
Antrag: Die bernische Regierung soll sich nicht nur verbal, sonden effektiv darum 
bemühen, die Verbindungen von Bern nach Paris und andern wichtigen europä-
ischen Städten wesentlich zu verbessern. 
 
Zu 3.3 Güterverkehr (allgemein) 
 
Die IGöV Bern unterstützt die in diesem Kapitel beschriebenen Massnahmen: Verlage-
rung, Förderung des kombinierten Verkehrs, Standorte für nationale und internationale 
Terminals und Anschlussgleise. 
 
Durch die ausschliessliche Betreuung des Einzelwagenladungs-Verkehrs durch SBB 
Cargo AG ist der Wettbewerb, der doch eigentlich Ziel der Bahnreform war, in diesem 
Bereich heute praktisch ausgeschaltet. Der gegenwärtige „Kleinkrieg“ zwischen SBB 
Cargo AG und BLS Cargo AG (Verweigerung von Dienstleistungen und dergleichen) 
zeigt, dass hier dem Gedanken des „free-access“ nicht nachgelebt wird. Dies schadet 
dem übergeordneten Ziel, Güter von der Strasse auf die Schiene zu verlagern. 
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Antrag: Der Kanton Bern soll sich dafür einsetzen, dass der Güterverkehr kun-
denfreundlich abgewickelt werden kann und der Wettbewerb der Transportunter-
nehmungen nicht behindert wird. Das Ziel muss die Verlagerung des Güterver-
kehrs - wo sinnvoll - von der Strasse auf die Schiene bleiben. 
 
Zu 3.4.11 Weitere Telematikanwendungen 
 
Obschon die Realisierung von Telematikanwendungen grundsätzlich Sache der Unter-
nehmen des öffentlichen Verkehrs sind, bieten sie heute Möglichkeiten, um das Ver-
kehrssystem als Ganzes zu Gunsten der Kunden optimal und wirtschaftlich betreiben zu 
können.  
 
Anwendungen der Infrastruktur  
Durch die Maximierung der Auslastung der Verkehrswege, kann – bei vorhandener 
Nachfrage – die Kapazität vergrössert und die Störungsanfälligkeit verkleinert werden. 
In vielen Fällen dürften Verbesserungen durch Telematikanwendungen kostengünstiger 
und rascher realisierbar sein, als Steckenausbauten. Vor der Einführung neuer Sys-
teme sind diese ausreichend und unter Berücksichtigung des Zeitbedarfs zu erproben. 
Die ETCS-Tests durch die SBB sind dafür ein schlechtes Beispiel. 
 
Anwendungen im Personenverkehr 
Telematikanwendungen sind die Voraussetzung für effiziente Fahrgast-Informations-
systeme. Die Benützer des öV erwarten, dass sie korrekt, verständlich und rasch ori-
entiert werden. Auch die Bedürfnisse älterer Kunden müsssen berücksichtigt werden. 
Informationssysteme müssen auch im Falle von Betriebsstörungen und -
Einschränkungen sofort aktualisiert werden können. Aus betrieblicher Sicht können 
Anschlüsse bei Verspätungen besser gewährleistet werden, wenn Telematiksysteme 
eingesetzt werden, die mit den Randbedingungen aller Verkehrsunternehmen kompati-
bel sind. Trotz leistungsfähiger Technik soll aber an der Kundenfront auch in Zukunft 
noch genügend Personal für die persönliche Betreuung der Kunden zur Verfügung 
stehen. 
 
Antrag: Die Kantonsbehörden (und selbstverständlich auch die Bundesbehörden) 
sollten koordinierend wirken, damit Telematikanwendungen betriebsübergreifend 
zu Gunsten des Fahrgastes eingesetzt werden. 
 
Zu 3.4.13 Bahnareale und –Liegenschaften 
 
Die in diesem Kapitel beschriebenen Grundsätze werden von der IGöV Bern unter-
stützt. Namentlich erachten wir es als wichtig, dass die Knoten des öffentlichen Ver-
kehrs mit den Bahnhofgebieten zu attraktiven und umsteigefreundlichen Schwer-
punkten ausgebaut werden. An geeigneten Orten sind Park + Ride – Anlagen zu 
erstellen, damit die Automobilisten aus der Region die Möglichkeit erhalten, ihr Fahr-
zeug abzustellen und mit dem öV ins Zentrum zu fahren. Das Problem dürfte bei der 
Finanzierung dieser Parkplätze liegen, damit attraktive, angemessene Parkierkosten 
resultieren. Die Park + Ride AG Bern beispielsweise ist bestrebt, in der Region Bern 
akzeptable Lösungen aufzuzeigen und zu betreiben. 
 
Antrag: An geeigneten Orten sind auf den Bahnarealen oder in deren unmittelba-
rer Umgebung Park + Ride – Anlagen durch den Kanton zu fördern. 
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Wir bitten Sie, unsere Anträge und Vorschläge zu prüfen. Wir hoffen, dass die im Kom-
petenzbereich des Kantons liegenden vorgeschlagenen Massnahmen von den zustän-
digen Instanzen umgesetzt werden. Gleichzeitig bitten wir Sie, dem Bund entspre-
chende Empfehlungen abzugeben, in Bereichen, wo dieser selbst zuständig ist. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Interessengemeinschaft öffentlicher Verkehr Bern (IGöV Bern) 
 
 
 
Anton Ryf      Felix Buser 
Präsident a.i.      Vorstandsmitglied 
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